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ORF-Meldung vom 27.07.2010 

FlÄchtlingsalptraum Griechenland
Amnesty erhebt schwere VorwÄrfe
Die Menschenrechtsorganisation Amnesty International wirft Griechenland vor, Asylwerber und illegal eingereis-
te Personen wie Kriminelle zu behandeln und in menschenunwÄrdige Haftbedingungen festzuhalten. Amnesty In-
ternational listet die GesetzesmÅngel Griechenlands und das Versagen der staatlichen BehÇrden auf. Amnesty-
Ésterreich-Chef Heinz Patzelt spricht von einem "nackten Alptraum".

Unbeschreibliche ZustÅnde
Gerade nach Griechenland werden viele Asylwerber und illegal Aufgegriffene aus Ésterreich abgeschoben - ist 
der Çsterreichische Urlaubstraum eine HÇlle fÄr Menschen auf der Flucht? "Absolut", sagt Heinz Patzelt von Am-
nesty International Ésterreich. Die ZustÅnde in den GefÅngnissen seien "unbeschreiblich", "ein nackter Alp-
traum", wie in einem "BuschgefÅngnis der 60er-Jahre in Afrika oder in SÄdamerika".

EU und Menschenrechte
Griechenland zeige, wie "absurd und unverwendbar" die sogenannte Dublin-Verordnung sei, so Patzelt. Die EU-
LÅnder mÄssten Asylverfahren fÄr Menschen, die auf ihrem Gebiet angetroffen werden, auch selber durchfÄhren. 
Wenn man die FlÄchtlinge nach Griechenland schicke, kÇnne man sie gleich auch nach Afghanistan oder in den 
Iran schicken, das mache keinen groÑen Unterschied mehr. "Die EU und Ésterreich als Mitgliedsland mÄssen sich 
entscheiden, ob sie Menschenrechte weiterhin als Kernelement der EuropÅischen Union hochhalten wollen", so 
Patzelt.

Widerspruch zu internationalen Standards
Man kann die Amnesty-Kritik in einem Satz zusammenfassen: Griechenland behandelt Asylwerber und illegal 
eingereiste Personen miserabel. Selbst MÄtter mit Babys und MinderjÅhrige ohne Begleitpersonen sind davon 
nicht ausgenommen. Öblicherweise werden FlÄchtlinge sofort und fÄr einen lÅngeren Zeitraum eingesperrt, ob-
wohl das allen internationalen Standards widerspricht. Dass kaum Asyl gewÅhrt wird, passt da ins Bild.

Çbelste ZustÅnde
Die ZustÅnde in den GefÅngnissen, Polizeizellen und Anhaltelagern sind in den meisten von Amnesty untersuch-
ten FÅllen abenteuerlich. An der Tagesordnung sind Öberbelegung, schlechte hygienische ZustÅnde, begrenzter 
Zugang zu Toiletten, kaum sauberes Wasser, unzureichende medizinische Versorgung oder alleinstehende Kinder, 
die ohne Hilfe in Erwachsenenlagern gefangen gehalten werden. Von Äbler Behandlung durch Polizei oder KÄs-
tenwache gar nicht zu reden.

Fehlanklagen und -urteile
Informationen fÄr Asylwerber gibt es kaum, vielfach sind sie einfach falsch, oder sie werden in einer Sprache Ä-
bermittelt, die der Asylwerber nicht beherrscht. Beispiele: Eine afghanische Familie wurde von einem Gericht zu 
einer Strafe verurteilt - bei dem Verfahren bekam sie keinen Dolmetscher und keinen Anwalt. Oder: Ein 
16jÅhriger FlÄchtling aus Afghanistan wurde gegen seine eigenen Angaben als erwachsener Iraner gefÄhrt, nach-
dem er wegen Waffenbesitzes verhaftet worden war. Sein Vergehen: Er trug ein Taschenmesser bei sich.

SchikanÉse ZwickmÄhle
Vielfach vergehen Monate, ehe eine griechische BehÇrde einen zweiten Versuch unternimmt, die NationalitÅt ei-
ner Person zu verifizieren. In dieser Zeit bleibt diese Person eingesperrt. Oder man entlÅsst illegale Einwanderer 
einfach in eine ZwickmÄhle. Weil ihre Heimat sie nicht zurÄcknimmt, entlÅsst man sie aus der Haft in Griechen-
land und gibt ihnen 30 Tage Zeit, auszureisen. Dieser Ausreisebefehl steht auf griechisch auf einer kleinen Karte, 
die die meisten fÄr einen Ausweis halten und nicht lesen kÇnnen. Werden die illegalen Einwanderer dann aufge-
griffen, ist das Grund genug, sie neuerlich einzusperren. Einziger Lichtblick fÄr Amnesty: Griechenland hat Bes-
serung versprochen und will einige Gesetze Åndern. FÄr Amnesty ist das aber zu wenig, und es wird zu lange dau-
ern.

Soweit der ORF-Bericht vom 27. Juli 2010. Aber das Problem betrifft nicht nur Griechenland:

Das europÅische Asylwesen ist ein Chaos!
Jedes EU-Land hat eigene Bestimmungen, jedes EU-Land hat eigene MaÑstÅbe. Auch in den anderen europÅi-
schen LÅndern wird sozusagen staatsindividuell vorgegangen. Die einen Staaten liegen an den europÅischen Au-
Ñengrenzen und sind darum die Staaten, die eigentlich naturwÄchsig die meisten Asylansuchen haben mÄssten, 
andere sind im Zentrum Europas, der Zugang fÄr Asylwerber daher eher schwer. Manche LÅnder wickeln die Ver-
fahren zÄgig ab, andere - wie Ésterreich - umstÅndlich, kompliziert und langwierig. Manche Staaten - wie oben im 
Beispiel Griechenlands zu sehen - scheren sich kaum ums Asylrecht und verlassen sich offenbar kurzerhand dar-
auf, dass es irgendwer anderer schon tun wird. All das zusammen fÄhrt dazu, dass sowohl die Zahl der Asylwerber 
als auch die Zahl der akzeptierten Asylanten in den verschiedenen europÅischen Staaten signifikant auseinander 
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gehen. Nicht um irgendwelche Prozente, sondern um Mehrfaches und Vielfaches. Die Zahlen des Jahres 2009 be-
legen dies ausfÄhrlich. Hier eine Art "Hitparade" der europÄischen Staaten geordnet nach den Asylanten-
zahlen pro Million Einwohner, weil nur solche Vergleiche es ermÅglichen, die realen VerhÄltnisse im Asyl-
wesen transparent darzustellen. Die Zahlen stammen von der EU, ganz kleine Staaten wurden weggelassen.

Man kann klar sehen: Das Asylwesen wird - gerechnet von der Belastung pro Kopf der BevÅlkerung - in Eu-
ropa von sieben Staaten abgewickelt: Malta, Zypern, Norwegen, Schweiz, Schweden, Niederlande und Ésterreich. 
Diese LÅnder leisten mindestens das Dreifache des EU-Durchschnittes. 13 Staaten haben mit der AsylgewÅhrung 
wenig zu tun, sie leisten weniger als ein Drittel des EU-Durchschnittes: Ungarn, Bulgarien, Slowakei, Island, 
Griechenland, Litauen, Slowenien, Tschechien, Spanien, Portugal, RumÅnien, Estland und Lettland. Reiche Staa-
ten wie GroÑbritannien, Deutschland und Frankreich fallen als engagierte AsylgewÅhrer auch nicht direkt auf, 
Frankreich schafft nicht einmal Zweidrittel des EU-Schnittes, GroÇbritannien und Deutschland leisten nur ein 
Drittel dessen, was Ésterreich tut.

Wobei jetzt natÑrlich nicht gesagt werden soll, dass sich die Republik Ésterreich aktiv engagiert. Durch das 
verworrene Asylrecht mit seinen endlosen Verfahren fiel unser Land lange Zeit - so grotesk es klingt - eventuell 
bei manchen Asylsuchern deshalb positiv auf, weil es keine schnellen Entscheidungen und darum in zweifelhaften 
FÅllen auch keine schnellen Abschiebungen gab. Ésterreich hatte 2009 fÑnfmal so viele Asylwerber wie 
Deutschland und mehr als das Sechsfache Italiens. Italien verstand es nÅmlich schon die lÅngste Zeit als EU-
AuÑengrenzenstaat am lautesten zu jammern und Äber den Asylandrang zu klagen. Im groÑen Italien waren es 
2009 jedoch gerade einmal lÅppische 17.470 und im kleinen Ésterreich - ohne EU-AuÑengrenzen! - mit 15.785 
fast genau so viele Menschen.

Aber es kann sich ohnehin jeder in den obigen Tabellen die Zahlen anschauen. Das europÄische Asylwesen ist 
ein Chaos. Manche Staaten verstehen es, sich geschickt und ohne Aufsehen zu drÄcken, andere sind fÄr Asylwer-
ber offenbar wenig attraktiv und/oder bekannt dafÄr, dass sie restriktiv entscheiden und haben daher weniger An-
drang von Asylwerbern. Und ein paar kleinere Staaten, die ihre Aufgaben ernst nehmen, dÄrfen fÄr 
die, die sich drÄcken, die Lasten tragen. Ein EU-Asylwesen ist notwendig!


